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Joseph Pozsgai über Gorbatschows Nöte

Das schwierigste Jahr

Zu Hause in die Defensive gedrängt, muss
der «Mann des Jahrzehnts», Sowjetführer
Michail Gorbatschow, um seine politische
Zukunft weiterkämpfen. Ob er sich in Moskau

1990 endgültig durchsetzen kann, davon
hängt mehr ab als das weitere Schicksal des

Sowjetstaates.

Es gibt ja keinen Staatsmann in Ost und
West in den letzten zehn Jahren, der die
internationale Politik so stark geprägt hat
wie Gorbatschow. Der Sowjetführer, ein
seltenes politisches Talent, ein redegewandter
Überraschungstaktiker, hat während seiner
knapp fünf Regierungsjahre überall in der
Welt mehr Sympathien und Vertrauen
geweckt als alle anderen seine Vorgänger
hinter der Kremimauer seit der
Oktoberrevolution. Kein Wunder, dass Gorbatschow

vom amerikanischen Nachrichten-
maganzin «Time» zum «Mann des
Jahrzehnts» gekürt worden ist. Diese Auszeichnung

des sowjetischen Staatsführers, der
nach Churchill der erste Staatsmann ist, dem
dieser Titel zuteil wurde, begründete die
Leitung des Blattes damit, dass Gorbatschow
«die treibende Kraft hinter den bedeutendsten

Änderungen der achtziger Jahre» sei.

Die hilfreichen Zwänge

Der Start Gorbatschows im März 1985 fand
unter ungünstigsten Bedingungen statt. Er
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übernahm eine bankrottreife Wirtschaft,
deren Haupteinnahmequelle, der Verkauf
von Erdöl und Erdgas, durch den Preisverfall

und das Absinken des Dollarkurses noch
weiter schrumpfte. Auf der Soll-Seite standen

die äusserst kostspieligen und verfehlten
Projekte der sowjetischen Aussenpolitik: der
Afghanistan-Krieg, Kuba, Nicaragua, Vietnam

und Kambodscha, Angola und Mosambik,

Südjemen und Äthiopien; sie erleichterten

die Moskauer Zentralkasse täglich um
etwa 20 Millionen Dollar.

Der Preis der Weltmachtstellung und der
militärischen Hochrüstung machte das
Mehrfache aus. Die Sowjetwirtschaft war
nicht mehr imstande, die weltumspannende
expansive Aussenpolitik zu finanzieren. Der
Export der marxistisch-leninistischen
Weltrevolution war nicht mehr finanzierbar.

Gorbatschow musste also unverzüglich
handeln, Wirtschaft und Gesellschaft des

Sowjetstaates reformieren, aber vor allem
den Staatshaushalt durch die Revision der
Aussenpolitik entlasten. Als er nach Tscher-
nenkos Tod zum Generalsekretär der
KPdSU gewählt wurde, waren seine Ziele
schon abgesteckt: mit der westlichen Allianz
einen Ausgleich zu suchen, um für die
Umgestaltung der Sowjetunion Zeit zu
gewinnen.

Bei der Verwirklichung seiner Pläne trat er
nach aussen so überzeugend in Erscheinung
wie bisher kein Sowjetpolitiker. Man
glaubte, dass er das, was er sagte, auch so

meinte. Seine Aufgabe, das Abrüsten der
Supermächte zu forcieren, ohne dabei die
Weltmachtstellung der Sowjetunion zu
gefährden, meisterte er bisher glänzend.
Nach vier Gipfeltreffen mit Reagan (Genf,
Reykjavik, Moskau und Washington)
vermochte er bei dem US-Präsidenten das

Gefühl zu erzeugen, dass er von ihm nicht
hereingelegt wurde.

Glaubwürdigkeit nach aussen

Seine Glaubwürdigkeit in Abrüstungsfragen
stieg weiter nach dem Rückzug der
Sowjettruppen aus Afghanistan, der Kubaner aus

Angola und der Vietnamesen aus Kambodscha.

Den entscheidenden Durchbruch im
Westen erreichte Gorbatschow dann durch
die Freigabe der osteuropäischen Satellitenstaaten,

was auch die letzten Zweifler von

der Ehrlichkeit seiner Absichten überzeugen
konnte. Ohne ihn stünden die Osteuropäer
heute nicht vor freien Wahlen. Die jüngste
Gipfelbegegnung des Kremlchefs mit US-
Präsident Bush auf Malta besiegelte den

endgültigen Abschied der sowjetischen
Aussenpolitik von Jalta.

Dass die polnischen und die ungarischen
Kommunisten sich bereit zeigten, ohne
direkten Zwang auf ihr Machtmonopol zu
verzichten, setzte die Zustimmung
Gorbatschows voraus. Als dann die Ungarn
Anfang Mai 1989 den Eisernen Vorhang
öffneten und Zehntausende von DDR-Touristen

in die Bundesrepublik ziehen Hessen -
und damit das Honecker-Regime von Grund
auf erschütterten -, war auch diese Entscheidung

von Gorbatschow gedeckt. Der Sturz
Honeckers war für den Sowjetführer besonders

wichtig. Denn der SED-Chef gilt als

Hauptorganisator des Widerstands ausserhalb

der UdSSR gegen seine Reformpolitik.
Wie Dominosteine fielen dann Moskaus
alte Filialleiter auch in Sofia und Prag:
Schiwkow, Husak und Jakes. Und der
Volkszorn fegte schliesslich den Ceausescu-
Clan in Rumänien in wenigen Tagen
hinweg.

Mit China hatte der Kremlchef Pech. Just
in dem Augenblick, als es ihm gelang, die
Beziehungen wieder zu normalisieren, wurde
der reformfreudige Parteiflügel samt Parteichef

inmitten der Studentenrevolte und
seines Peking-Besuchs im Mai 1989 gestürzt.
Im Dezember nannte die KP Chinas in
einem internen Dokument für Parteikader
die friedliche Revolution in Osteuropa eine
«Subversion des Sozialismus», für die letztlich

Kremlchef Gorbatschow verantwortlich
sei. Die aussenpolitischen Erfolge des

Sowjetführers tangierten jedoch diese
Episode keineswegs.

Kein Glück als Wirtschaftsreformer

Weniger Glück hatte Gorbatschow zu
Hause, obwohl er die Widersacher seiner

Reformpolitik mit Ausnahme Ligatschows
aus dem Politbüro und dem Sekretariat des
Zentralkomitees zu entfernen vermochte.
Seine Schwierigkeiten mit dem Reformkurs
gab er offen zu.

Das Jahr 1989 bezeichnete der Kremlchef als
das schwierigste seit seinem Amtsantritt.
Zwar habe die Reform des politischen
Systems in der UdSSR Fortschritte gemacht,
doch die Wirtschaftsreform vollziehe sich
nur unter zahlreichen Problemen. Die
Versorgung mit Konsumgütern und Lebensmitteln

habe sich verschlechtert. Zum erstenmal
habe die sowjetische Volkswirtschaft die
Folgen massenhafter Streiks zu verkraften.
Arbeitsproduktivität und Disziplin seien
nicht besser geworden, so der Kremlführer.

Immer weniger Leute glauben in der
UdSSR, dass Glasnost (Offenheit, freie
Meinungsäusserung) und Perestrojka
(Umgestaltung der Wirtschaft und Gesellschaft)



zum Erfolg führen werden. Der Partei- und
Staatsapparat blockiert schon verabschiedete

Reformgesetze für die Wirtschaft mit
passivem Widerstand.

Anders als die Ungarn und die Chinesen,
die mit der Abschaffung des stalinistischen
Staatsmodells bei der Landwirtschaft begannen,

beharrte der Kremlführer für lange Zeit
auf einer falschen Reformstrategie. Statt
zuerst die Versorgungskrise zu lindern, was
für ihn bei der Bevölkerung einen grossen
Popularitätszuwachs bedeutet hätte, will
Gorbatschow zuerst die politischen
Machtstrukturen reformieren. Und statt die Machtelite

für seine Reformpolitik zu gewinnen,
sagte er der Führungsschicht den Kampf an
- ohne in der Parteizentrale und im Zentralkomitee

eine sichere Hausmacht zu haben.
Das ist eine äusserst riskante Politik, auch
dann, wenn Gorbatschows Parteiopposition
einsieht, dass die Sowjetunion ohne Reformen

nicht mehr weitergeführt werden kann.

Da die Abkehr von der untauglichen
Planwirtschaft einen Machtverlust der Funktionäre

zur Folge hätte, wehrt sich der
Parteiapparat beinahe en bloc, das Feld für eine
kompetente, aber mehrheitlich parteilose
Führungsschicht zu räumen. Ähnlich verhält
sich das Militär zum Kremlchef, weil eine
grossangelegte Abrüstungspolitik grosse
Teile der Berufsoffiziere arbeitslos machen
würde. Offenbar deshalb schrak bisher
Gorbatschow vor dem Schritt zurück, die
Rüstungsindustrie zugunsten der
Konsumgüterproduktion zu verkleinern.
Nur die Zulieferungen der Ostblockstaaten
für die sowjetische Rüstung stellte er ab.

Die Parteiopposition ist in letzter Zeit offensiv

geworden: «Wenn die Kapitalisten und
der Papst uns loben, bedeutet dies, dass wir
falsch liegen», kritisierte ein Redner
Gorbatschows Kurs kürzlich im Sowjetparlament.
Keine guten Vorzeichen für einen Parteichef,

der auf der anderen Seite der Opposition

unter Jelzin deshalb angegriffen wird,
weil dieser Flügel - eine Minderheit -
Gorbatschows Reformtempo für allzu langsam
hält.

Zerreissprobe Selbstbestimmung

Dass Glasnost im Gegensatz zu Perestrojka
voll zur Geltung kam, schuf wiederum
andere Probleme. Die Liberalisierung führte
zu Konflikten mit den mündig gewordenen
nationalen Minderheiten.

Die Unabhängigkeitsbestrebungen der
baltischen Staaten beschwören jetzt eine direkte
Gefahr für Gorbatschows Machtstellung
herauf. Der KPdSU droht die Spaltung. Der
Trennungsbeschluss der KP Litauens von
der KPdSU bedeutet die bisher grösste
Herausforderung für den Kremlchef, obwohl
bekannt ist, dass alle drei baltischen Völker
ausgesprochene Anhänger der Perestrojka
sind. Doch wenn Gorbatschow das
Selbstbestimmungsrecht der osteuropäischen Länder
jetzt anerkennt, kann er das den Balten
kaum verweigern. Um so weniger, als der
Oberste Sowjet gerade im Dezember das
Geheimprotokoll des Hitler-Stalin-Pakts von
1939 für null und nichtig erklärt hat - das
Papier, das für Stalin die Okkupation und
die Annektierung Lettlands, Estlands und
Litauens ermöglichte.

Der kurz vor Weihnachten verstorbene
Bürgerrechtler und Atomphysiker Sacharow
meinte in seinem letzten Interview: «Die
Frage nach einer Alternative zu Gorbatschow

ist schwer zu beantworten. Gegenwärtig

sehe ich keine alternative Persönlichkeit,

und ich bezweifle, dass in der nächsten
Zukunft eine solche erscheinen wird.» Wie
man jetzt aus Moskau hört, sind auch
Gorbatschows stärkste Gegenspieler von links
und rechts, Ligatschow und Jelzin, der
gleichen Meinung.

Eine Überraschung könnte also nur von der
Seite des Militärs kommen. Maos Spruch:
«Die Macht kommt aus dem Gewehrlauf»
hat seine Gültigkeit auch in der Sowjetunion
nicht verloren.

Beunruhigend ist nur, dass das neue, von
Gorbatschow allein gebaute politische
Gebäude leicht einstürzen kann, wenn er
geht.

«Moscow News»,
Moskau, Nr. 44/1989

LIEBE LESER

Der kaukasische Konflikt ist als
Auseinandersetzung zwischen Sowjetbürgern ein
Bürgerkrieg, als Konflikt zwischen Aserbaidschan

und Armenien praktisch ein
zwischenstaatlicher Krieg und als Abrechnung der
turkstämmigen Aseri (Aserbaidschaner im
ethnischen Sinn) mit den Armeniern ein
Wiederaufflammen der alten Armenierverfolgung

durch die Türken. In allen Belangen
spielen die sowjetischen Streitkräfte von
MWD und Armee die Rolle einer von aussen

geschickten Feuerwehr.

Die sowjetische Schuld an dieser Krise liegt
strukturell an der territorialen Aufteilung
aus der stalinistischen Zeit, als man Nagorni
Karabach der aserbaidschanischen Verwaltung

unterstellte und anderseits die
aserbaidschanische Exklave von Nachitschewan im
Südwesten von Armenien zuliess. Dafür
kann die jetzige Sowjetführung nichts. Bloss
hat sie aus Angst, etwas falsch zu machen,
an der übernommenen Ordnung auch dann
noch festgehalten, als diese unmöglich
wurde. Als vor zwei Jahren der Konflikt um
Karabach offen ausbrach und in Aserbaidschan

die ersten Massaker an Armeniern
stattfanden, zerbrach die Fiktion des
internationalistischen Zusammenlebens in der
sowjetischen Völkerfamilie, aber Moskau
wollte das nicht wahrhaben. Sonst hätte die
Schaffung eines geschlossenen armenischen
Siedlungsgebietes vorangetrieben werden
müssen, was die moslemischen Turkvölker
als Affront empfunden hätten.

Genau zu diesem Resultat ist es nun aber
doch gekommen, und die zwei Jahre hinhaltender

Taktik haben nichts gefruchtet. Der
Kaukasuskonflikt wird durch das Kriegsrecht

notdürftig niedergehalten, aber nicht
gelöst. Zudem drohen Ausweitungen. Vor
allem stellt sich die Frage nach dem Solida-
risierungsreflex der zentralasiatischen
Turkvölker jenseits des Kaspischen Meeres.
Dann die Frage nach dem Mobilisierungseffekt

in Iran und der Türkei, im Verhalten
der Grenzbevölkerung bereits sichtbar
geworden. Eine ausgewachsene internationale

Katastrophe ist allerdings nicht zu
erwarten. Iran stellt für die Sowjetmacht
mehr einen Ärger dar als eine Bedrohung,
und die Türkei unterliegt als Natoland zum
Glück für Moskau (ja, so sind die Zeiten)
dem mässigenden Einfluss des Westens.
Aber vor allem konkretisiert der Konflikt
die Zerreissprobe, der sich die Union der
Sozialistischen Sowjetrepubliken simultan
ausgesetzt sieht.

Die Perestrojka, der Verlauf einer
gesamtsowjetischen Restrukturierung und
Demokratisierung, ist bedroht, aber das gleiche gilt
von der bisherigen Gesamtordnung, von
jeglichen stabilen Verhältnissen.
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